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Vorblatt 
 

Ziele 

Ziel 1: Regelung der Rechtsstellung der Truppen von Österreich und Jordanien im Hoheitsgebiet des jeweils  
anderen 
 

Inhalt 
Das Vorhaben umfasst hauptsächlich folgende Maßnahme: 

Maßnahme 1: Abschluss eines Abkommens zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung 
von Jordanien betreffend die Rechtsstellung der Truppen 
 

Wesentliche Auswirkungen 

In den Wirkungsdimensionen gemäß § 17 Abs. 1 BHG 2013 treten keine wesentlichen Auswirkungen auf. 

 

Finanzielle Auswirkungen auf den Bundeshaushalt und andere öffentliche Haushalte 

 
 Aus der gegenständlichen Maßnahme ergeben sich keine finanziellen Auswirkungen auf den Bund, die Länder, 
die Gemeinden oder auf die Sozialversicherungsträger. 
 

Verhältnis zu den Rechtsvorschriften der Europäischen Union 

Die vorgesehenen Regelungen fallen nicht in den Anwendungsbereich des Rechts der Europäischen Union 

 

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens 

Keine 

 

Vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschätzung 

Abkommen betreffend die Rechtsstellung der Truppen mit Jordanien 

 

Einbringende Stelle: Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten 

Titel des Vorhabens: Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung des 
Haschemitischen Königreichs Jordanien betreffend die Rechtsstellung der Truppen; 
Unterzeichnung und Inkraftsetzung  

Vorhabensart: Über- oder zwischenstaatliche Vereinbarung Inkrafttreten/ 
Wirksamwerden: 

2025 

Erstellungsjahr: 2025 Letzte 
Aktualisierung:  

01.12.2025 
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Beitrag zu Wirkungsziel oder Maßnahme im Bundesvoranschlag 

 
Beitrag zu: 
 

- Wirkungsziel: Stärkung der multilateralen Ordnung durch eine aktive Amtssitzpolitik und die 
Einbringung und Sicherung der österreichischen Interessen weltweit (Untergliederung 12 Äußeres - 
Bundesvoranschlag 2025) 

 
 

Problemanalyse 
 
Problemdefinition 
In Zuge der Vorbereitungen für Einsätze im Bereich des internationalen Krisenmanagements im Rahmen der 
Vereinten Nationen und der Europäischen Union findet eine regelmäßige Zusammenarbeit des österreichischen 
Bundesheeres mit den Streitkräften des Haschemitischen Königreichs Jordanien statt. Österreichische 
Soldatinnen und Soldaten halten sich zu diesem Zweck regelmäßig in Jordanien auf. Bisher erfolgte die 
Zuerkennung von Vorrechten und Befreiungen für Angehörige des Bundesheeres einseitig durch das 
Haschemitische Königreich Jordanien für jeweils ein Kalenderjahr.   
 
 

Ziele  
 
Ziel 1: Regelung der Rechtsstellung der Truppen von Österreich und Jordanien im Hoheitsgebiet des 
jeweils  anderen  
 
Beschreibung des Ziels: 
Derzeit wird der Status der Angehörigen des Österreichischen Bundesheeres, die sich zu Übungszwecken in 
Jordanien aufhalten, jährlich durch die einseitige Zuerkennung von Vorrechten und Befreiungen geregelt. Ein 
bilaterales Abkommen schafft für beide Seiten längerfristig Rechtssicherheit und macht eine jährliche Regelung 
überflüssig. 
 
Umsetzung durch:  
Maßnahme 1: Abschluss eines Abkommens zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der 
Regierung von Jordanien betreffend die Rechtsstellung der Truppen 
 
 
 
 
 

Maßnahmen  
Maßnahme 1: Abschluss eines Abkommens zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der 
Regierung von Jordanien betreffend die Rechtsstellung der Truppen   
Beschreibung der Maßnahme: 
Das Abkommen regelt im Fall der Entsendung von Truppen einer Vertragspartei in das Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei insbesondere die Rechtsstellung der entsandten Personen während des Aufenthaltes auf 
dem Gebiet des jeweiligen Staates. 
 
Umsetzung von:  
Ziel 1: Regelung der Rechtsstellung der Truppen von Österreich und Jordanien im Hoheitsgebiet des 
jeweils  anderen 
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